
„AKTIV+GLEICHBERECHTIGT” versteht sich als ein
Beitrag zum Bündnis für Demokratie und Toleranz.

Setzkasten GmbH, Kreuzbergstraße 56, 40489 Düsseldorf
Postvertriebsstück, Deutsche Post AG, Entgelt bezahlt, 67669

02/2013

„Kriegerin oder Kümmerin?“ war 
der Titel einer Podiumsdiskussion, 
die am 23. Januar 2013 in Hil-
desheim stattfand. Über die Rolle 
der Frauen in der Neonazi-Szene 
diskutierten der Vorsitzende des 
Vereins „Mach meinen Kumpel 
nicht an“, Giovanni Pollice, und 
die Journalistin Andrea Röpke, 
die im letzten Jahr ein Buch zum 
Thema Frauen in der rechten Sze-
ne veröffentlicht hat. Moderiert 
wurde die Diskussion von der 
Bundestagsabgeordneten Brigitte 
Pothmer (Bündnis 90/ Die Grü-
nen). Veranstalter waren der Kum-
pelverein und die Stiftung Leben 
& Umwelt / Heinrich-Böll-Stiftung 
Niedersachsen.
Andrea Röpke erläuterte mit Bezug 
auf den Tagungstitel, dass Frauen 
in der rechten Szene einerseits 
oft noch extremer und rassisti-
scher denken als Männer und sie 
andererseits durch Engagement 
in Schulen, Kitas oder Vereinen 
versuchen, Akzeptanz und Ein-
fluss zu gewinnen. Es sei auch zu 
beobachten, dass immer häufiger 
Kinder zu Veranstaltungen von 
Neonazis mitgenommen werden. 
In einigen kleinen Orten im Harz 
oder in der Heide – so Röpke – sei 
die Zahl extremistisch geprägter 
Kinder in Tagesstätten und Grund-
schulen ein Problem für die Erzie-
herinnen und Erzieher. Manche 
Schulleitungen neigen dazu, das 

Preise zu entscheiden. 
Das wird ein hartes Stück Arbeit. 
Denn – so war zu hören – preis-
verdächtig sind eigentlich alle 
Beiträge.
Die Preisverleihung findet dann 
am 22. März im DGB-Haus in 
Stuttgart statt. Der Vorsitzen-
de der EVG und Schirmherr des 
diesjährigen Preises, Alexander 
Kirchner, wird anwesend sein. 
Der andere Schirmherr, Ba-
den-Württembergs Ministerprä-
sident Winfried Kretschmann, 
wird durch den Minister für den 
Bundesrat, Europa und interna-
tionale Angelegenheiten, Peter 
Friedrich, vertreten werden.

Allmählich wird es spannend. Am 
31. Januar 2013 war Einsende-
schluss für den Wettbewerb „Die 
Gelbe Hand“ 2012/ 2013. Knapp 
115 Beiträge sind eingegangen 
Filme, Songs, Plakate, Dokumen-
tationen von Projekttagen. 
Beteiligt haben sich Betriebe, 
Verwaltungen, Berufsschulen, 
Gruppen der Gewerkschaftju-
gend sowie einzelne Berufsschü-
lerinnen und -schüler und Azubis.
Am 21. Februar 2013 trifft sich 
die Jury, der Vertreterinnen und 
Vertreter der Gewerkschaften, 
der Preisstifter und von Antiras-
sismusorganisationen angehö-
ren, in Düsseldorf, um über die 

schönzureden oder zu verschwei-
gen, um einen Imageschaden zu 
vermeiden. Giovanni Pollice griff 
die Frage auf, wie es gelingt, dass 
rechtsextreme Frauen den Ein-
druck vermitteln können, dass sie 
sich um etwas kümmern. Er erin-
nerte an den Aufbau rechtsextre-
mer Strukturen in Ostdeutschland 
nach der Wende. Die Neonazis 
konnten da in Leerräume stoßen 
und fanden in einigen Teilen der 
ostdeutschen Bevölkerung auch 
mangels anderer Angebote Zulauf, 

der nicht unbedingt mit der ideolo-
gischen Ausrichtung zu tun hatte. 
Das Kümmern war der Ansatz, um 
die Menschen völkisch zu indoktri-
nieren. Deshalb sei klar: Der Staat 
dürfe sich nicht zurückziehen und 
den Rechten Räume überlassen, 
sondern müsse die demokrati-
schen Kräfte und die Zivilgesell-
schaft auch finanziell unterstützen. 
Pollice: „Demokratie muss jeden 
Tag verteidigt werden.“
Kümmern – so Giovanni Pollice – 
habe aber auch noch eine ganz 
andere Dimension. Wenn bei den 
Menschen die Zukunftsangst 
wächst, wächst auch die Neigung, 
sich den scheinbar einfachen Lö-
sungen der Rechten zuzuwenden. 
Ein Grund dafür, dass Fremden-
feindlichkeit in der Mittelschicht 
angekommen ist – so Pollice – 
liegt auch in den Ängsten vor ei-
nem sozialen Abstieg. Zum Kampf 
gegen Rechts gehört aus seiner 
Sicht auch eine Sozial- und Ar-
beitsmarktpolitik, die es den Men-
schen ermöglicht, ihr Leben ohne 
permanente soziale Ängste leben 
zu können.

Brigitte Pothmer diskutiert mit Giovanni Pollice
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Die DGB-Jugend hat 
vor kurzem einen In-
formationsflyer zum 
Thema „Antimusli-
mischer Rassismus“ 
veröffentlicht. 
Rassismus gegen-

über Muslimen hat sich seit dem 
11. September 2001 in Deutschland 
deutlich verstärkt. Was bei Rassis-
mus oder generell zu beobachten 
ist – ein Ankommen in der Mitte 
der Gesellschaft – gilt hier beson-
ders: „Der Anstieg antimuslimischer 
Ressentiments vollzieht sich nicht 
am vermeintlich rechten Rand der 
Gesellschaft, sondern mittendrin 
– insbesondere bei Personen mit 
höheren Einkommen. Auch eine 
höhere Bildung oder politisch eher 
linke Positionen wirken islamfeind-
lichen Vorurteilen kaum entgegen.“ 
Dies ergibt sich aus einer Studie, die 
Ende 2011 an der Universität Bie-
lefeld veröffentlicht wurde. So wird 
dem Islam ohne auf seine vielfälti-

gen Ausprägungen zu blicken per 
se Rückständigkeit unterstellt. Dem 
gegenüber steht dann die vermeint-
liche Moderne und Aufgeklärtheit 
(christlich-) westlicher Gesellschaf-
ten. Dieser Gegensatz „Wir“ und 
„das Andere“ – was auch Gut und 
Böse gleichkommt – ist auch dann 
ein typisches Merkmal für rassisti-
sche Stereotypen, wenn es mit Be-
zug auf Menschenrechte unterfüttert 
wird. Vor diesem Hintergrund klärt 
der Infoflyer auf, informiert und gibt 
Argumente an die Hand, wie auf 
Vorurteile reagiert werden kann. Und 
natürlich kommen auch Kolleginnen 
und Kollegen zu Wort, die – mal 
mehr, mal weniger gläubig – einen 
muslimischen Hintergrund haben. 
Das achtseitige Informationsfaltblatt 
im Format DIN A4 kann im Internet 
heruntergeladen werden unter 
http://www2.dgb-jugend.de/dgb_
jugend/broschueren Dort sind auch 
Bestellungen für Printexemplare 
möglich (Preis pro Stück: 5 Cent) 

Bis zu 4.000 Gegendemonstran-
ten haben am 13. Februar durch 
friedliche Blockaden verhindert, 
dass Neonazis ihren martialischen 
Aufmarsch in Dresden durchführen 
konnten. Damit waren die Aktionen, 
zu denen auch die DGB-Jugend auf-
gerufen hatte, zum vierten Mal in 
Folge erfolgreich. Veranstalter der 
Blockaden war das Bündnis „Dres-
den nazifrei“.
Über die geplante Marschrute 
der Rechten bestand lange Zeit 
Unklarheit. Die Stadtverwaltung 
hatte auch keinen zentralen An-
reisepunkt für die Neonazis be-
nannt. Etwa 500, die am Dresdner 
Hauptbahnhof angekommen wa-
ren, wurden blockiert und kamen 
da nicht weg. Eine andere Gruppe 
von etwa 200 Rechten wollte vom 
Bahnhof Dresden-Strehlen aus die 
Stadt erreichen. Von einem kleinen 
Polizeiaufgebot geschützt wurden 
die Rechten auf ihrem Weg in die 
Innenstadt von Gegendemonstran-
ten verfolgt. In der Nähe des Dy-

namo-Stadions ging es nicht wei-
ter, weil rund 2000 Nazi-Gegner 
den Weg versperrten. Die Rechten 
waren nun gemeinsam mit der 
Polizei eingekesselt. Die Polizei 
versuchte nicht, den Kessel auf-
zubrechen. Kurz nach 22.00 Uhr 
machten die Gegendemonstranten 
Platz und die Nazis konnten abzie-
hen. Insgesamt verliefen die Akti-
onen friedlich und die rund 3.500 
Polizisten wirkten deseskalierend. 
Polizeipräsident Dieter Kroll hatte 
im Vorfeld erklärt, der Schutz der 
rechten Demo sei „keine unbe-
grenzte staatliche Aufgabe“ und 
ergänzte:  „Wir werden für Nazis 
nicht kämpfen.“ Am Nachmittag 
des 13. Februar wurde wieder – 
wie seit 2010 – eine Menschenket-
te um die Innenstadt gebildet, um 
an die Opfer der Bombardierung 
der Stadt durch alliierte Streitkräf-
te 1945 zu erinnern und gegen 
die versuchte Vereinnahmung des 
Gedenkens durch Rechte zu pro-
testieren. Die Menschenkette wird 
von der Stadt veranstaltet.

„Höchst befremdliches urteil“
Dresdner Amtsgericht verhängt 22 Monate ohne Bewährung gegen Anti-Nazi-Demonstranten

Antimuslimischer Rassismus
Veröffentlichung der DGB-Jugend

Neonazi-aufmarsch verhindert
Auch in diesem Jahr friedliche Blockaden in Dresden

Mitte Januar 2012 wurde der 36jäh-
rige Berliner Tim H. vom Amtsgericht 
Dresden zu 22 Monaten Haft ohne 
Bewährung verurteilt. Ihm war vor-
geworfen worden, bei der Demons-
tration gegen den Nazi-Aufmarsch 
am 19. Februar 2011 per Megafon 
den Durchbruch einer Polizeikette or-
ganisiert zu haben. Verurteilt wurde 
er wegen Körperverletzung, beson-
ders schweren Landfriedensbruch 
und Beleidigung. Laut Staatsan-
waltschaft habe Tim H. „wohl selbst 
keine Gegenstände geworfen oder 
Polizeibeamte getreten“. Durch das 
„Aufwiegeln und Anführen der Men-
ge via Megafon“ habe er „einen Tat-

beitrag“ geleistet und sei deshalb für 
Körperverletzungen mitverantwort-
lich. Auf dem Polizeivideo war le-
diglich die Aufforderung, nach vorne 
zu kommen zu hören. Ob der Mann 
am Megafon Tim H. war, ist so sicher 
nicht. Der ursprüngliche Hauptbelas-
tungszeuge, ein Anwohner, der das 
Geschehen von seinem Balkon aus 
beobachtet hatte, erklärte, dass der 
Mann, den er gesehen hatte, nicht 
Tim H. war. Auch vier Polizisten, die 
aussagten, konnten keine Anga-
ben zum Mann mit dem Megafon 
machen. Als „höchst befremdlich“ 
bewertete Bundestagsvizepräsident 
Wolfgang Thierse (SPD) das Urteil. 

Er hatte sich seinerzeit ebenfalls an 
den Protesten gegen den Nazi-Auf-
marsch beteiligt. Gegenüber der 
Frankfurter Rundschau erklärte der 
sozialdemokratische Politiker: „Ei-
nem Angeklagten ausdrücklich die 
Taten Anderer anzurechnen und ihn 
gewissermaßen stellvertretend zu 
einer knapp zweijährigen Gefängnis-
strafe zu verurteilen, ist schon sehr 
irritierend.“ Und er verwies darauf, 
dass das Dresdner Landgericht dage-
gen die Mitglieder der Neonazigrup-
pe Sturm 34, der schwere Körper-
verletzung und Sachbeschädigung 
nachgewiesen worden war, lediglich 
zu Bewährungsstrafen verurteilt 

habe. „Das sind schon eigentümli-
che Dresdner Justizverhältnisse.“
Irritierend ist im übrigen auch der 
Satz, mit dem Amtsrichter Hans-Jo-
achim Hlava seine Urteilsbegrün-
dung einleitete: „Irgendwann hat 
die Bevölkerung in Dresden es mal 
satt.“ Die DGB-Jugend hat sich mit 
Tim H. solidarisiert. Dies haben die 
Hauptamtlichen der DGB-Jugend 
auch gleich auf einem Foto festge-
halten. Entstanden ist es am 29. Ja-
nuar anlässlich einer Tagung in Hat-
tingen. Es zeigt die Hauptamtlichen 
der DGB-Jugend, die mit ihrem So-
lidaritätsfoto auch gegen sächsische 
Zustände protestieren wollten.

Foto: DGB-Jugend



Viola von Cramon ist Sprecherin für 
EU-Außenbeziehungen der Bundes-
tagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen und sitzt im Ausschuss für 
die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union sowie stellvertretend 
im Auswärtigen Ausschuss. Zudem 
ist sie Sportpolitische Sprecherin 
der Fraktion und im Sportausschuss 
vertreten. In ihrem Wahlkreis Nort-
heim, Goslar, Osterode und anderen 
Regionen Südniedersachsens setzt 
sie sich gezielt für die Stärkung von 
Initiativen gegen Rechts ein.
aktiv gegen Rassismus: Auf der 
Veranstaltung „Eine andere Flücht-
lingspolitik für Niedersachen“ am 
15. November 2012 mit Filiz Polat, 
LT Abgeordnete von Bündnis 90/Die 
Grünen, in Goslar, hat sie sich ent-
schlossen unseren Verein in Zukunft 

als Fördermitglied zu unterstützen. 
Zuerst einmal herzlich willkommen 
im Club. Kannten Sie den Verein 
bereits vorher und welche Berüh-
rungspunkte hatten Sie bereits mit 
uns?
Viola von Cramon: Ich habe die Ak-
tivitäten von „Mach meinen Kum-
pel nicht an“ bereits in der Vergan-
genheit aufmerksam verfolgt. Die 
„Gelbe Hand“ ist mir als eine der 
ältesten antirassistischen Initiativen 
bekannt, die in Deutschland Ras-
sismus und Rechtsextremismus zu 
einer Zeit thematisiert hat, wo das 
gesamtgesellschaftliche Problem-
bewusstsein noch sehr viel geringer 
war als heute.
Gemeinsam mit Ihren Bundes-
tagskolleginnen Monika Lazar und 
Undine Kurth organisieren Sie seit 
Jahren länderübergreifend die Ver-
anstaltung „Der Harz soll bunt blei-
ben“. Warum ist es gerade in sol-
chen strukturschwachen Regionen 
so wichtig, sich präventiv gegen 
Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit einzusetzen?
Rechtsextreme Gruppen und Par-
teien versuchen auch im Harz, 
über die Grenzen der Bundeslän-
der Niedersachsen, Sachen-Anhalt 

und Thüringen hinweg, weiter Fuß 
zu fassen. Hinter dem braven und 
bürgernahen Auftreten verbergen 
sich mitunter militante und gewalt-
bereite Neonazis. Diese versuchen 
die gesellschaftlichen Räume zu 
nutzen, um ihre menschenverach- 
tende Propaganda zu verbreiten. 
Insgesamt muss Präventionsarbeit 
– z. B. in Schulen, Kindergärten, Be-
trieben und Sportvereinen – ausge-
baut werden. Gerade in ländlichen 
Regionen müssen wir breite zivil-
gesellschaftliche Bündnisse gegen 
Rechts stärken.
Vor kurzem wurde eine Studie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung veröffent-
licht, die besagt, dass gerade in den 
neuen Bundesländern der Rechtsex-
tremismus gravierend zugenommen 
hat. Wie sollte man Ihrer Meinung 
nach gemeinschaftlich vorgehen, 
um dieses wieder einzudämmen?
Die Aufdeckungen um die Mordan-
schläge haben gezeigt, dass das 
Problem Rechtsextremismus sehr 
viel mehr als ein ostdeutsches Pro-
blem ist. Letztlich müssen wir aus 
dem institutionellen Versagen der 
Sicherheitsbehörden aber auch von 
Teilen der Politik lernen und an die 
Ursachen herangehen. Mit meiner 

Fraktion im Bundestag setze ich 
mich dafür ein, dass wir zusammen 
mit den Ländern ein unabhängiges 
„Institut Demokratieförderung“ 
gründen. Denn Erkenntnisse und 
Analysen aus Wissenschaft und Zi-
vilgesellschaft müssen stärker als 
bisher auch von den Sicherheits-
behörden berücksichtigt werden. 
Zudem müssen Staat, Politik, Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft für 
die Auseinandersetzung mit demo-
kratie- und menschenfeindlichen 
Bestrebungen stärker zusammen-
arbeiten.
„Mach meinen Kumpel nicht an“ 
setzt sich vorrangig in Berufsschu-
len, in Jugendvertretungen und in 
Betriebsräten sowie Vertrauenskör-
pern präventiv für diese Thematik 
ein. Könnten Sie sich vorstellen, in 
einer möglichen Regierungsbetei-
ligung ihrer Partei, solch eine Art 
Präventionsarbeit verpflichtend in 
Schulen zu installieren?
Ja - selbstverständlich sollten wir 
versuchen, diese Arbeit „Mach 
meinen Kumpel nicht an“ in den 
Schulen und Bildungseinrichtungen 
zu institutionalisieren, stärker mit 
in die Lehrpläne aufzunehmen und 
damit auch präventiv zu wirken. 

„Mach meinen kumpel nicht an“ in den schulen institutionieren
Martin Sieber im Gespräch mit Viola von Cramon MdB Bündnis90 / Die Grünen

Foto: Viola von Cramon

Streikende Belegschaft gegen Anbiederung der NPD
Arbeitskampf bei Neupack in Hamburg und Rotenburg

Seit dem 1. November 2012 ste-
hen Beschäftigte des Hersteller 
von Lebensmittelverpackungen 
Neupack an den Standorten Ham-
burg und Rotenburg (Wümme) in 
einem Erzwingungsstreik für einen 
Haustarifvertrag. Gut ein Jahr lang 
haben die rund 200 Beschäftigten 
und der Betriebsrat mit Hilfe der 
zuständigen IG BCE versucht, über 
eigentlich normale Arbeitsbedin-
gungen bei Neupack zu verhan-
deln. Viele Beschäftigte haben seit 
Jahren keine Lohnerhöhung mehr 
erhalten, für gleiche Arbeit werden 
unterschiedliche Stundenlöhne ge-
zahlt, Urlaub und Zuschläge wer-
den unterschiedlich und willkürlich 
gewährt. (Streikinfos: http://www.
hamburg-harburg.igbce.de)
Die Solidarität in der Region ist 
immens. Als zum Beispiel Betriebs-
ratsvorsitzender Murat Günes bei 
einem Seminar vor 150 Beschäf-
tigten von Mercedes Bremen über 
den Streik berichtete, machten sich 

die 150 Kolleginnen und Kollegen 
sofort auf den Weg nach Rotenburg 
und bekundeten ihre Solidarität. 
Vermeintliche Unterstützung gab 
es auch von gänzlich ungebetener 
Seite, nämlich der NPD. Die redete 
mit markig antikapitalistisch aufge-
peppten Sprüchen von „nationaler 
Solidarität“ – und dies bei einer 
Belegschaft, deren Herkunftslän-
der Türkei, Polen, Griechenland, 
Kasachstan, Russland, Bulgarien 
und Tschechien sind. Die Streiken-
den und ihre Gewerkschaft haben 
sich heftig dagegen verwahrt, 
auch mit dem Hinweis darauf, 
dass die DGB-Gewerkschaften 
sich seit über 25 Jahren in dem 
gewerkschaftlichen Verein „Mach‘ 
meinen Kumpel nicht an!“ enga-
gieren. Für den Kumpelverein 
dankte dessen Vorsitzender, 
Giovanni Pollice, für die klare 
Haltung der Streikenden und 
sicherte ihnen die Solidarität 
des Kumpelvereins auch für 

ihren Kampf um menschen-
gerechte Bezahlung zu. 
Anlass für die Anbiederung der 
NPD war auch die Tatsache, dass 
das Unternehmen Streikbrecher 
einsetzt, die aus Polen herange-
karrt wurden. Es gibt übrigens auch 
jeweils rund zwei Dutzend Beschäf-
tigte aus den Bereichen Gewerbli-
che und Angestellte, die sich nicht 
am Streik beteiligen, mithin Streik-
brecher sind. Auch sie sind interkul-

turell aufgemischt. Die Linie ver-
läuft also nicht unterschieden nach 
der Herkunft. Entscheidend ist der 
Streikbruch oder der Streikbrecher, 
den der amerikanische Schriftsteller 
Jack London klassisch so definiert 
hat: „Nachdem Gott die Klapper-
schlange, die Kröte und den Vampir 
geschaffen hatte, blieb ihm noch 
etwas abscheuliche Substanz übrig, 
und daraus machte er einen Streik-
brecher.“

Foto: IG BCE. Mit der „Gelben Hand“ protestieren die Neupack-Beschäf-
tigten gegen die Anbiederungsversuche der NPD
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen,�   
auch in den letzten Wochen konnte der Verein „Mach meinen Kumpel nicht an!“ neue 
Fördermitglieder gewinnen. Unter anderem auch Dr. Silke Lesemann, MdL Nieder-
sachsen. An dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr 
für ihre Unterstützung.
Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finan-
zielle und ideelle Unterstützung!
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 €€im Jahr) als auch durch eine 
Spende. Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich ab-
gesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung ausgestellt. 
Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, durch aktives Eintre-
ten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz 
und in der Gesellschaft. 

Wir sind für jeden Beitrag dankbar!

Vielen Dank 
Giovanni Pollice
Vorstandsvorsitzender

  1.	 Michael Biank, IG BCE, BR-Mitglied Fa. 
Continental Reifen, Hannover

  2.	 Murat Dogan, IG BCE, Dinslaken
  3.	 Prof. Dr. Martina Eckert, Fachhochschule für 

öffentliche Verwaltung NRW, Witten
  4.	 Waltraud Friedemann, ver.di, Mitglied im 

Kreistag des Landkreises Hildesheim, Alfeld
  5.	 Benno Henschen, IG BCE, Mitglied des 

Interkulturellen Arbeitskreises, Duisburg/
Moers

  6.	 Gaby Hübner, IG BCE, stellvertretende Be-
zirksleiterin, Bezirk Nordostbayern, Weiden

  7.	 Rimma Kadyrbayeva, Düsseldorf
  8.	 Maik Klingberg, Groß Twülpsted
  9.	 Dr. Silke Lesemann, ver.di, MdL Niedersach-

sen, Sehnde

10.	 Hans Jürgen Licht, ver.di, stellv. Gesamt-
personalratsvorsitzender Stadt Hannover, 
Ratsherr der Stadt Lehrte, Lehrte

11.	 Christian Lips, ver.di, Hannover
12.	 Manfred Maertzke, ver.di, ACE, Hamburg
13.	 Albert Müller, GEW, Oberhausen
14.	 Hartmut Müller, IG BCE, Mitglied des 

Vertrauenskörpers Fa. Meteor Gummiwerke, 
Bockenem

15.  Ali Özbay, IG BCE, Mitglied des Interkulturel-
len Bundesarbeitskreises, Marl

16.	 Lothar Rudolf, Respekt! Kein Platz für 
Rassismus, Frankfurt

17.	 Harry Schimkus, IG BCE, BR-Mitglied Fa. Karl 
Finke, Wuppertal

18.	 Aman Yoseph, IG BCE, Sekretär zur Ausbil-
dung, z. Z. Bezirk Freiburg

Mitte Januar 2012 hat der Bundes-
gerichtshof (BGH) entschieden, dass 
eine Bank einem rechtsextremen 
Versandhandel das Girokonto kün-
digen darf, ohne diese Kündigung 
im Einzelnen begründen zu müssen. 
Damit hat die betroffene Commerz-
bank vom zuständigen XI. Zivilsenat 
letztinstanzlich Recht bekommen. Sie 
hatte im Jahr 2009 einem Versand-
handel, der rechtsextreme Literatur 
und Teile von Wehrmachtsuniformen 
vertreibt, das Konto gekündigt. Be-
gründet wurde dies mit „grundsätz-
lichen Erwägungen“. Das Gericht 
begründete das Urteil damit, dass 
die Commerzbank als privates Un-
ternehmen – anders als zum Beispiel 
die öffentlich-rechtlichen Sparkassen 
– nicht verpflichtet sei, den Gleich-
behandlungsgrundsatz mit anderen 
Kunden zu beachten. 

trachten die Förderung von Teilhabe, 
Antirassismus, interkultureller Ver-
ständigung und partnerschaftlichem 
Verhalten im Arbeitsleben und auch 
darüber hinaus seit vielen Jahren 
als Selbstverständlichkeit und als 
eine dauerhafte Verpflichtung, bei 
der wir nicht nachlassen werden. 
“Die Landesregierung hatte zuvor 
bereits Partnervereinbarungen mit 
dem Caritasverband für den Kreis 
Unna, dem Landesverband der 
Volkshochschulen von NRW, dem 
Kreis Soest, der Stadt Duisburg, 
dem Paritätischen Wohlfahrtsver-
band in NRW, dem Kreis Lippe und 
der Bezirksregierung Arnsberg un-
terzeichnet.

Am 7. Januar 2013 haben das 
nordrhein-westfälische Integrations-
ministerium und die Düsseldorfer 
Rheinbahn AG die Partnervereinba-
rung „Vielfalt verbindet. Interkul-
turelle Öffnung als Erfolgsfaktor“ 
unterzeichnet. Für die Landesregie-
rung nahmen der Minister für Arbeit, 
Integration und Soziales, Guntram 
Schneider und Staatssekretärin Zül-
fiye Kaykın an der Unterzeichnung 
teil, die Rheinbahn wurde durch 
Arbeitsdirektor Klaus Klar vertreten. 
Die Rheinbahn will die Vereinbarung 
mit der Landesregierung nutzen, um 
die interkulturellen Kompetenzen 
der Beschäftigten durch entspre-
chende Fortbildungsangebote wei-
ter zu entwickeln. Das Integrations-
ministerium bietet unter anderem 
in Workshops eine Plattform zum 
Informationsaustausch mit anderen 
Partnern. Die Partnervereinbarung 
ist Teil der Landesinitiative „Mehr 
Migrantinnen und Migranten in den 
Öffentlichen Dienst – Interkulturelle 
Öffnung der Landesverwaltung“. Die 
Landesregierung möchte mit die-
ser Initiative darauf hinwirken, den 
Anteil von Beschäftigten mit Migra-
tionshintergrund in allen Bereichen 
der Arbeitswelt zu erhöhen. Letztlich 
ist es das Ziel, dass sich in der Be-
schäftigtenstruktur die Zusammen-
setzung der nordrhein-westfälischen 
Bevölkerung widerspiegelt. Gun-
tram Schneider: „Die Landesver-
waltung hat sich mit dem Teilhabe- 
und Integrationsgesetz selbst zur 
interkulturellen Öffnung verpflichtet. 
Neben Behörden und Verbänden 
wollen wir auch privatwirtschaftli-
che Unternehmen für dieses Ziel ge-
winnen. Deshalb freue ich mich sehr, 
dass sich die Rheinbahn unserer 
Initiative anschließt. Gerade große 
Unternehmen wissen, dass Vielfalt 
ein Erfolgsfaktor ist. Und sie wissen 
auch, dass die Potenziale aller Be-
völkerungsgruppen gebraucht wer-
den, um in Zukunft wettbewerbsfä-
hig zu bleiben.“ Für Klaus Klar fügt 
sich die Beteiligung am Projekt in 
die Unternehmenspolitik: „Wir be-

Pressekonferenz nach der Un-
terzeichnung der Partnerverein-
barung zwischen dem Intergra-
tionsministerium NRW und der 
Rheinbahn. Von links nach rechts: 
Arbeitsdirektor Klaus Klar, Chris-
tian Staudinger-Napp, Interkultu-
reller Ansprechpartner, Intergra-
tions-Staatssekretär Zülfiye Kaykin 
und Dietmar Stoffels, Abteilungs-
leiter Personalentwicklung 
Foto: Rheinbahn

Vielfalt verbindet 
Partnervereinbarung zwischen Intergrationsministerium NRW und Rheinbahn

BGH-URTEIL 
Kontokündigung rechtens


